
 
    

Ä n d e r u n g s s a t z u n g   
  

zur Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren als untere  
Verwaltungsbehörde im Sinne des Landesverwaltungsgesetzes und als untere  

Baurechtsbehörde im Sinne der Landesbauordnung  
 -Verwaltungsgebührensatzung für untere Verwaltungs- und Baurechtsbehörden- 

vom 20.11.2006  
  

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Würemberg (GemO) und der §§ 2 und 
11 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und § 4 Absatz 3 des Landesgebührengesetzes hat 
der Gemeinderat der Stadt Wertheim am 15.12.2025 folgende Satzungsänderung 
beschlossen:  
  

Arkel 1  
  

Anlage 1 - Gebührenverzeichnis - wird nach der laufenden Nummer mit der Überschri "2.2.8 
Erlaubnis zum Betrieb des Bewachungsgewerbes nach § 34a Abs. 1 und 2 GewO“ wie folgt 
ergänzt:  
  

2.2.8.1  
Zuverlässigkeitsüberprüfung von Wachpersonen oder mit Leitung beauragte 
Person (§ 34a GewO)   

60,00  

2.2.8.2  Regelüberprüfung von Wachpersonen nach 5 Jahren  60,00  

2.2.8.3  
Amtshandlungen, Prüfungen und Untersuchungen, die im Interesse oder auf 
Veranlassung des Gebührenschuldners vorgenommen werden und nicht in 
Abschni 2.2.8.1 oder 2.2.8.2 aufgeführt sind  

60,00  

  

Arkel 2  

Diese Satzung tri am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kra.  

  
Wertheim, 15. Dezember 2025  Für den Gemeinderat:  

    
Markus Herrera Torrez  
Oberbürgermeister  
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Hinweis auf § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung:  
  
Wurden beim Erlass dieser Satzung Verfahrens- oder Formvorschrien aus der  
Gemeindeordnung selbst oder aus Rechtsvorschrien, die auf Grundlage der  
Gemeindeordnung erlassen wurden, verletzt, so kann dies nur innerhalb eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht werden. Dies muss 
schrilich erfolgen unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll. 
Nach Ablauf der Jahresfrist gilt die Satzung als von Anfang an gülg zu Stande gekommen.  
  
Diese Heilungswirkung tri nicht ein, wenn die Vorschrien über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Auch 
kann die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrien nach Ablauf der Jahresfrist von 
jedermann geltend gemacht werden, wenn der Bürgermeister dem Satzungsbeschluss nach § 
43 der Gemeindeordnung wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, oder wenn vor Ablauf 
der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Satzungsbeschluss beanstandet oder 
irgendjemand die Verletzung bereits geltend gemacht hat.  
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